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1 Allgemeines 
 

1.1  Auftrag 
 
Die Bewertung der Liegenschaft erfolgt über Auftrag des Bezirksgericht Graz-West, Grieskai 
88, 8020 Graz zum Zwecke der Feststellung des Verkehrswertes der Liegenschaftsanteile samt 
Rechte und Lasten. 
 

1.2  Befundaufnahme 
 

Die Befundaufnahme wurde vom Sachverständigen am 21.05.2026 durchgeführt. 
 
An der Befundaufnahme haben außerdem teilgenommen: 
 
die jeweiligen Mieter der Wohnungen 
 

1.3  Bewertungsstichtag 
 
Bewertungsstichtag ist der 21.05.2026 als Tag der Befundaufnahme. 
 

1.4  Vorbemerkungen 
 

 
Die im folgenden Gutachten angeführten Daten, Fakten und Zahlen wurden aus den vom 
Sachverständigen erhobenen Unterlagen ermittelt. 
 
Haftungsbeschränkung und Zweckbindung 
 
Dieses Gutachten wurde vom unterfertigten Sachverständigen ausschließlich zum im Auftrag 
näher beschrieben Zweck erstellt. Es ist nicht zur Verwendung in Verfahren vor dem 
Finanzamt, in gerichtlichen oder außergerichtlichen Streitigkeiten (z. B. Ehescheidung, 
Pflichtteil, Schadenersatz), Verlassenschaftsverfahren oder sonstigen rechtlichen 
Auseinandersetzungen bestimmt. Ebenso ist eine Verwendung im Zusammenhang mit 
Finanzierungszusagen oder Bonitätsprüfungen ausdrücklich ausgeschlossen. Eine 
weitergehende Verwendung des Gutachtens – insbesondere durch Dritte oder für andere als 
die genannten Zwecke – bedarf es der vorherigen ausdrücklichen und schriftlichen 
Zustimmung des Sachverständigen. Haftungsansprüche Dritter sind – soweit gesetzlich 
zulässig – ausgeschlossen. Im Übrigen ist die Haftung des Sachverständigen – unabhängig vom 
Rechtsgrund – auf die zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung gültige Versicherungssumme 
der bestehenden Berufshaftpflichtversicherung beschränkt. Diese Einschränkungen gelten 
sinngemäß auch im Falle einer auszugsweisen oder digitalen Weitergabe des Gutachtens. 
Hinweis: Diese Haftungsregelung entspricht den allgemeinen Standesrichtlinien für allgemein 
beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige sowie sinngemäß der ÖNORM B 1802-1.  
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1.5  Grundlagen und Unterlagen der Bewertung 
 
Dem Sachverständigen wurden nachstehend angeführte Unterlagen zur Verfügung gestellt 
bzw. wurden diese von ihm erhoben: 
 

- Befundaufnahme 
- aktueller Grundbuchsauszug 
- Katasterplan 
- Erhebungen bei der Bau- und Anlagenbehörde und Geoinformationssystem 

(Bauakt, Planunterlagen, Baubeschreibung) 
- Erhebungen im Grundbuch und in der Urkundensammlung 
- Einsichtnahme im Flächenwidmungsplan 
- Erhebungen im Lärmkataster 
- Erhebungen im Altlastenatlas und Verdachtsflächenkataster des 

Umweltbundesamtes  
- Naturmaßaufnahmen bzw. Planverifizierung 
- Fotodokumentation 
- Erhebungen von Vergleichspreisen im ZT-Datenforum 
- Liegenschaftsbewertungsgesetz (Stabentheiner, 2. Auflage, 2005) 
- Ö-Norm B 1802-1, Ausgabe 2022-03-01 – Liegenschaftsbewertung, Teil 1: 

Begriffe, Grundlagen sowie Vergleichs-, Sach- und Ertragswertverfahren 
- Liegenschaftsbewertung (Kranewitter, 7. Auflage, 2017) 
- Immobilienbewertung Österreich (Bienert und Funk, 4. Auflage, 2022) 
- LBA – Unterlagen der Liegenschaftsbewertungsakademie (2009/2010) 
- Zeitschrift Sachverständige, Hrsg.: Hauptverband der allgemein beeideten und 

gerichtlich zertifizierten Sachverständigen, Linde-Verlag (Wien) 
- Österreichische Zeitschrift für Liegenschaftsbewertung, Hrsg.: MANZ´sche 

Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Manz-Verlag (Wien) 
- Immobilienpreisspiegel der Wirtschaftskammer Österreich 
- Der Nutzungsdauerkatalog, Herausgerber und Verleger: Hauptverband der 

allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen (Graz, 2020) 
- Auszug aus dem Örtlichen Entwicklungskonzept 
- Auszug aus dem Gefahrenzonenplan 
- Auszug aus dem aktuellen Flächenwidmungsplan 
- Mietverträge (Wohnungen und TG-Parkplätze) 
- Mietzinsliste vom 15.05.2026 
- Kanalplan vom 08.04.2026 (Holding Graz) 
- Energieausweis erstellt von der Firma KFR ZT GesmbH am 19.08.2019 
- Förderzusicherung betreffend Assanierung vom 12.06.2020 (GZ ABT15EW-70-

190-8) 
- Förderabrechnung betreffend Assanierung vom 12.06.2020 (GZ ABT15EW-70-

190-8) 
- Förderabrechnung vom 30.11.2022 (GZ ABT15EW-70-190-0008) 
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- Zustimmungsvertrag bzgl. Straßenbenutzung (Zufahrt) GZ: A 10/1-076719/2029-
0002 

- Gutachten – Assanierung gem. §15c DVO zum Stmk. WGF 1998 (GZ ABT15EW-70-
190-8) vom 28.03.2019 

- Gutachtenswertung zur Energiebereitstellung vom 02.12.2019 (WBF 3) 
- Baubewilligungsbescheid – Errichtung eines Wohngebäudes mit 18 

Wohneinheiten sowie einer Tiefgarage mit 14 PKW-Anstellplätzen (GZ A17: BAB-
078663/2019/0049) vom 30.03.2020 mit Rechtskraftvermerk 16.04.2020 

- Bauansuchen betreffend Personen- und Lastenaufzug GZ A17: TBA-
054593/2021/0005 vom 22.07.2021 

- Fertigstellungsanzeige vom 30.03.2022 
- Polierplan vom 12.08.2019 (Plannummer 644.300.0) 
- Polierplan vom 12.08.2019(Plannummer 644.301.0) 
- Polierplan vom 12.08.2019(Plannummer 644.302.0) 
- Polierplan vom 12.08.2019(Plannummer 644.303.0) 
- Polierplan vom 12.08.2019(Plannummer 644.304.0) 
- Polierplan vom 12.08.2019(Plannummer 644.305.0) 
- Polierplan vom 01.12.2020 (Plannummer 644.401, Index: D) 
- Planmappe mit Vorentwurf vom 29.10.2018. Erstellt vom KFR Architekten ZT 

GesmbH 
- Nutzflächenaufstellung vom 10.03.2022 
- HORA-Pass vom 08.04.2026 
- Kaufvertrag (BG 641 TZ 1289/2019) vom 16.11.20218 
- Kaufvertrag (BG 641 TZ 1289/2019) vom 20.12.20218 
- Kaufvertrag (BG 641 TZ 1502/2019) vom 16.11.2018 
- Nachtrag zum Kaufvertrag (BG 641 TZ 1502/2019) vom 12.02.2019 
- Bauansuchen – Errichtung eines Wohngebäudes mit 18 Wohneinheiten sowie 

einer Tiefgarage mit 14 PKW-Anstellplätzen vom 12.08.2019 mit behördl. 
Vermerk vom 22.08.2019 (GZ A17: BAB-078663/19) 

- §5-Bauplatzeignung vom 12.08.2019 
- Städtebaulich – gestalterische Beurteilung vom 10.01.2020 (GZ A 14-

095109/2019) 
- Mitteilung bzgl. Fertigstellungsanzeige vom 30.03.2022 (GZ A17-BAB-

078663/2019/0071) vom 16.08.2022 
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2 Befund 
 
Der gefertigte Sachverständige ist bei der Erstellung des Gutachtens von den zur Verfügung 
gestellten bzw. von ihm erhobenen Unterlagen und Informationen ausgegangen. Sollten sich 
einzelne dieser Grundlagen als nicht vollständig bzw. unzutreffend herausstellen oder weitere 
Umstände, z.B. durch Vorlage neuer Informationen oder Grundlagen auftreten, welche für die 
Erstellung des Gutachtens relevant sind, so behält sich der Sachverständige eine Ergänzung 
bzw. Änderung des Gutachtens vor. 

 
Es wird festgehalten, dass lediglich eine augenscheinliche Besichtigung des 
Bewertungsobjektes am Tage der Befundaufnahme erfolgte. Eine weitergehende bauliche 
Untersuchung des Gebäudes bzw. von Gebäudeteilen als auch des Grundstückes wurde nicht 
durchgeführt. Ein Vorliegen von augenscheinlich nicht erkennbaren Ausführungsmängeln oder 
Bauschäden kann aus diesem Grund nicht ausgeschlossen werden. 
 
Sollten Mängel über die offen erkennbaren und hier angeführten hinausgegeben sein, ist das 
Gutachten zu überarbeiten. Im bewertungsgegenständlichen Fall wird angenommen, dass es 
keine Baumängel und Bauschäden gibt, welche die Gebrauchs- und Nutzungsfähigkeit des 
Gebäudes beeinträchtigen könnten. 
 
Die technischen Ausstattungen und Einrichtungen sind in der Bewertung vom SV nur insofern 
berücksichtigt, als diese den unmittelbaren Bestandteilen des Gebäudes zuzuordnen sind. Die 
Funktionsfähigkeit von elektrischen, sanitären und sonstigen Einrichtungen, sowie sonstigen 
Ver- und Entsorgungsleitungen wurden nicht überprüft. Die ordnungsgemäße Funktion wurde 
bei der Bewertung vorausgesetzt. 
 
Bodenmechanik und Baustatik 

Boden-, Tragfähigkeits- und Standfestigkeitsuntersuchungen waren nicht Auftragsgegenstand 
und wurden daher nicht durchgeführt. Im Rahmen dieses Gutachtens werden daher 
ungestörte Boden- bzw. Bauwerkverhältnisse unterstellt und der Verkehrswertermittlung in 
der Form zugrunde gelegt, dass keine Eigenschaften des Grund und Bodens bzw. Bauwerks 
vorhanden sind, welche eine nachhaltige Gebrauchstauglichkeit oder die Gesundheit von 
Bewohnern oder Nutzern beeinträchtigen oder gefährden. 

Kosten für Dekontaminierung, Entsorgung von Altlasten, Entsorgung von sonstigen 
deponiepflichtigen Stoffen, Kriegsrelikten und nicht mit dem vorh. Gebäude 
zusammenhängende Baurestmassen bleiben bei der Bewertung ebenfalls unberücksichtigt. 
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2.1  Grundbuchstand 
 
EZ 903 
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2.2  Einheitswert 
 
Der steuerliche Einheitswert wurde mangels Relevanz für die Verkehrswertermittlung nicht 
erhoben. 
 

2.3  Bewertungsgegenstand 
 
Bewertungsgegenstand bildet das auf der Liegenschaft EZ 903 der KG 63104 Lend errichtete 
Mehrparteien-Wohnhaus mit der Liegenschaftsadresse: Dorngasse 2/Zeillergasse 85, 8020 
Graz. 

Festgehalten wird, dass in die digitale Katastermappe (geographisches Informationssystem des 
Landes Steiermark) Einsicht genommen wurde und die darin dargestellten Grenzen nicht in 
der Natur überprüft wurden. 

Der beauftragte Sachverständige geht aufgrund der getätigten Recherchen und erhaltenen 
Informationen davon aus, dass es sich bei den Baulichkeiten auf der bewertungs-
gegenständlichen Liegenschaft um kein Superädifikat handelt. 

Nutzfläche der Liegenschaft gem. Förderabrechnung vom 30.11.2022:                  1.019,25 m² 
 

 
 

(Auszug aus der Digitalen Katastralmappe des Geoinformationssystems Steiermark) 
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2.4  Liegenschaft 
 

2.4.1 Beschaffenheit 
 
Die Liegenschaft mit der EZ 903 der KG 63104 Lend hat ein Gesamtausmaß von 1.010 m ² (lt. 
Grundbuchsstand) und ist mit einem Mehrparteien-Wohnhaus bebaut. 
 
Die Liegenschaft ist regelmäßig konfiguriert und ähnelt in ihrer Konfiguration einem Trapez. 
Das Grundstück weist ein geringes Gefälle auf. Die umliegenden Grundstücke werden 
überwiegend zu Wohnzwecken bzw. gewerblich genutzt. 
 

 
 

(Auszug aus der Digitalen Katastralmappe des Geoinformationssystems Steiermark) 
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2.4.2 Aufschließung 

 
Der Zugang bzw. Zufahrt zum Grundstück erfolgt über das Grundstück mit der 
Grundstücknummer 2477/1 (Öffentliches Gut). 
Auf dem Grundstück befinden sich die öffentliche Kanalisation, das Stromnetz des örtlichen 
EVU und ein Fernwärmeanschluss. Eine Wasserversorgung der Graz Holding war am Tag der 
Befundaufnahme vorhanden. In Grundstücksnähe befindet sich die Ferngasleitung des 
örtlichen EVU. 

 
2.4.3 Flächenwidmung 

 
Die zu bewertende Liegenschaft ist im Flächenwidmungsplan der Gemeinde als Allgemeines 
Wohngebiet (WA) mit einer Bebauungsdichte von 0,6 bis 1,2 und teilweise Sanierungsgebiet 
Lärm ausgewiesen. 
 

 
 

Flächenwidmungsplan der Gemeinde i.d.g.F. 
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Naturgefahren: 
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Die Einschätzung der Gefährdung basiert auf den auf hora.gv.at hinterlegten Informationen. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass sich die Gefährdung aufgrund äußerer Umstände oder lokaler 
Anpassungen auch deutlich ändern kann. Das tatsächliche Risiko hängt in erheblichem Maße 
vom Zustand und den Eigenschaften des Gebäudes ab. Die mit Hilfe der HORA-Pass-Analyse 
gewonnenen Einschätzungen zur ausgewiesenen Gefahrensituation stellen grundsätzlich eine 
erste grobe Beurteilung dar. Sie ersetzen nicht die gegebenenfalls erforderlichen Planungen 
von eigenen Schutzmaßnahmen. Wird aus einer Einschätzung der Gefährdung ein 
Handlungsbedarf abgeleitet, wird empfohlen, die Unterstützung von örtlichen Fachleuten 
oder auf kommunaler oder Landesebene oder bei Versicherungen einzuholen oder 
spezialisierte Ingenieurbüros zu Rate zu ziehen. 

 
2.4.4 Rechte und Lasten 

 
EZ 903 
 
A2-Blatt: 
 
2 a 1289/2019 Zuschreibung Gst 1912/2 1913/2 aus EZ 1573 
3 a gelöscht 
 
Diese Eintragung im A2-Blatt stellt keinen bewertungsrelevanten Umstand dar und bleibt 
demgemäß bei der Herleitung des Ertragswertes unberücksichtigt. 
 
 
Die Bewertung erfolgt unter der Fiktion der Geldlastenfreiheit. 
 
Außerbücherliche Rechte/Lasten: 
 
Es konnten keine weiteren außerbücherlichen Rechte/Lasten erhoben werden. 
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2.5  Allgemeine Beschreibung  
 
2.5.1 Bebauung 
 
Bei der bewertungsgegenständlichen Liegenschaft handelt es sich um einen mehrteiligen 
Wohngebäudebestand mit allgemeinen Erschließungsflächen, gemeinschaftlichen Gang- und 
Stiegenhausbereichen, Liftanlage, Keller- und Lagerzonen sowie einer Tiefgaragenanlage. Die 
Errichtung erfolgte mit Baubewilligungsbescheid (GZ A17: BAB-078663/2019/0049) vom 
30.03.2020. Errichtet wurde ein Baukörper mit offenen Durchfahrts- bzw. 
Durchgangsbereichen, Loggien bzw. Balkonen und außenliegenden Erschließungszonen.  
 
Der modern wirkende Gebäudeteil zeigt außen überwiegend helle, beige bis gebrochen weiß 
erscheinende, glatt verputzte Fassadenflächen. Die Oberflächen sind ruhig und ohne 
ausgeprägte plastische Fassadengestaltung ausgebildet. Fensteröffnungen sind geradlinig und 
regelmäßig angeordnet. Teilweise sind außenliegende Beschattungselemente bzw. Rollläden 
vorhanden. Die Baukörpergeometrie ist sachlich und reduziert. Im Erdgeschoßbereich 
bestehen offene, zurückgesetzte Zonen, welche teilweise als überdeckter Zugangs- bzw. 
Durchfahrtsbereich, teilweise als Unterstell- oder Fahrradabstellbereich genutzt werden. 
Diese offenen Bereiche sind in die Baumasse des Hauses integriert und vermitteln den 
Charakter eines teiloffenen Sockelgeschoßes. Die Untersichten in diesen Zonen sind hell und 
eben ausgebildet. Punktuell sind Einbau- oder Anbauleuchten vorhanden. 
 
Die außenliegenden Erschließungsflächen sind teils als offene oder halb offene Gangzonen 
ausgebildet. Diese Bereiche weisen großformatig Plattenbeläge auf. Teilweise verlaufen diese 
Zugänge längs der Gebäudeaußenkante und erschließen Haus- bzw. Wohnungseingänge. Die 
Deckenuntersichten der offenen Erschließungszonen sind eben und in heller Farbgebung 
gehalten. In Teilbereichen ist eine lineare Entwässerung im Bodenbereich vorhanden. 
 
Die allgemeinen inneren Erschließungsflächen des Gebäudes sind in schlichter, funktioneller 
Form gehalten. Vorhanden sind längere Gänge mit dunkelgrauen keramischen Bodenbelägen 
in großformatiger Ausführung. Die Wandflächen sind überwiegend weiß bzw. hell und glatt 
beschichtet. Die Deckenflächen sind eben und schlicht, ohne profilierte Ausbildung. Als 
Beleuchtung dienen runde, flach an der Decke anliegende Leuchten bzw. sonstige schlichte 
Deckenleuchten. In einem der allgemeinen Gangbereiche ist eine größere Briefkastenanlage 
mit mehreren übereinander angeordneten Briefkastenfächern vorhanden. Daneben bestehen 
Anschlag- bzw. Informationstafeln. Die allgemeinen Wohnungseingangstüren sind einheitlich 
hell ausgeführt, mit glatten Türblättern, einfacher Metall-Drückergarnitur und kleinformatigen 
Türschildern bzw. Namens- und Klingelelementen. Die Leibungen und Zargen sind ebenfalls 
hell und schlicht ausgebildet. 
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Das Stiegenhaus ist in funktioneller und zeitgemäßer Form ausgeführt. Die Stufen und Podeste 
weisen dunkelgraue keramische Beläge auf. Die Wandflächen sind hell, glatt und ohne 
besondere Dekoration gehalten. Entlang der Stiegenläufe ist ein Metallhandlauf vorhanden. 
Die Brüstungen wurden geradlinig und schlicht ausgeführt. Die natürliche Belichtung erfolgt 
teilweise über längliche, horizontal orientierte Fensterbänder bzw. seitliche Fensteröffnungen. 
In einem oberen Bereich ist zudem ein Dachflächenfenster bzw. Oberlichtelement vorhanden, 
das zu einer zusätzlichen Belichtung des Stiegenraums beiträgt. 
 
Innerhalb des allgemeinen Gebäudebestandes ist eine Liftanlage vorhanden. Der Liftbereich 
weist Metall- bzw. Edelstahloberflächen im Bereich der Lifttüren und Bedienpaneele auf. Die 
Keller- bzw. Abstell- und Lagerbereiche sind überwiegend in roh belassener bzw. technisch 
geprägter Massivoptik ausgeführt. Die Wände erscheinen großteils als schalungsraue bzw. 
glatt geschalte Betonwände oder als unbehandelte massive Wandflächen. Die Böden sind als 
geglättete Beton- bzw. Estrichflächen ausgebildet. Die Deckenbereiche sind teilweise als 
Sichtbeton- bzw. technisch ausgebaute Decken mit offenen Leitungsführungen, 
Installationskanälen und linearen Beleuchtungskörpern ausgeführt. Im Bereich der 
Kellerabteile besteht eine systematische Anordnung einzelner Lagerboxen, welche mit vertikal 
gegliederten Holzlattenkonstruktionen abgetrennt sind. Diese Kellerabteile verfügen über 
einfache Türen mit Schloßmöglichkeit. Die Zwischenzonen zwischen den Kellerabteilen sind als 
Gänge mit glatten Beton- bzw. Estrichböden ausgebildet. Die Belichtung erfolgt künstlich über 
lineare Leuchten, teilweise ergänzt durch kleinere Öffnungen in den Randzonen. 
 
Neben den einzelnen Kellerabteilen sind größere offene Lager- bzw. Nebenräume vorhanden. 
Diese weisen denselben technisch geprägten Ausbaucharakter auf. Die Wandflächen sind roh 
bzw. unbehandelt. Der Boden ist geglättet und robust. Die Nutzung ist klar funktionell. In 
einzelnen Bereichen sind brandschutztechnisch relevante Türen vorhanden. Weiters sind 
Feuerlöscher und entsprechende Kennzeichnungen angebracht. 
 
An den Keller- und Lagerzonen schließt eine Tiefgaragenanlage an. Diese ist als großflächiger, 
stützengegliederter Garagenraum mit markierten Stellplätzen ausgebildet. Die Böden sind in 
geglätteter Betonoberfläche hergestellt und weisen die üblichen Gebrauchsspuren aus Fahr- 
und Parkbetrieb auf. Die Wände sind überwiegend roh bzw. beschichtet wirkend, in heller 
Betonoptik. Die Decken sind technisch geprägt, mit linearen Beleuchtungskörpern, offenen 
Leitungsführungen und brandschutztechnischen Einbauten. Tragende Stützen unterteilen die 
Parkflächen in regelmäßige Stellplatzreihen. Die Stellplätze selbst sind nummeriert und mittels 
weißer Bodenmarkierungen voneinander abgegrenzt. Die Garagenfläche ist großzügig und 
übersichtlich organisiert.  
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Eine Rampenzufahrt mit seitlichen Betonwänden verbindet die Garage mit dem Außenbereich. 
Lüftungsöffnungen bzw. kleinere Licht- oder Lüftungselemente sind in Wandbereichen 
punktuell vorhanden. 
 
2.5.2 Wohnungen – Ausstattung und Ausführung 
 
Der Bewertungsgegenstand umfasst insgesamt 18 in sich abgeschlossene Wohnungen, die 
hinsichtlich baulicher Ausführung, Ausstattungsstandard und Oberflächenqualität einen 
überwiegend einheitlichen, typisierten Grundstandard aufweisen. Abweichungen betreffen im 
Wesentlichen den individuellen Ausbau einzelner Einheiten sowie unterschiedliche 
Wohnungsgrößen und Zuschnitte, ohne dass sich daraus eine wesentlich unterschiedliche 
Wertigkeit der einzelnen Wohnungen ableiten lässt. 
 
Wohnungseingänge und Vorbereiche 
Die Wohnungseingänge und eingangsnahen Vorbereiche zeigen durchwegs eine sachliche, 
funktionale Gestaltung. Die Böden sind überwiegend dunkelgrau keramisch ausgeführt, die 
Wandflächen hell (meist weiß) und glatt beschichtet, die Decken eben und ohne besondere 
Profilierung. Die Innentüren bestehen aus glatten, weiß beschichteten Türblättern mit 
einfachen Metall‑Drückergarnituren, die Türzargen sind ebenfalls weiß gehalten. 
 
Wohn‑ und Schlafräume 
Die Wohn‑ und Schlafräume sind überwiegend mit hellen, holzoptischen Bodenbelägen 
(Dielen‑ bzw. parkettähnliche Optik) ausgestattet. Die Wandflächen sind großteils weiß und 
glatt, vereinzelt bestehen farbliche Akzentflächen oder dekorative Oberflächen, die jedoch als 
nutzerspezifisch und nicht wertbeeinflussend einzustufen sind. Die Raumzuschnitte sind 
überwiegend funktional und alltagstauglich ausgeführt. Die Belichtung ist insgesamt als gut zu 
beurteilen. 
 
Fenster, Türen und Belichtung 
Die Fenster‑ und Fenstertürelemente innerhalb der Wohnungen sind überwiegend weiß 
gerahmt, modern profiliert und funktional ausgeführt. In mehreren Wohnungen bestehen 
bodentiefe Balkon‑ oder Terrassentüren, in obersten Geschoßlagen ergänzend 
Dachflächenfenster. Die Belichtungssituation ist sowohl in den Wohn‑ als auch in den 
Schlafräumen als zufriedenstellend einzustufen. Die sichtbaren Anschlussdetails im Bereich 
der Türschwellen zu Balkonen und Terrassen erscheinen ordnungsgemäß und 
gebrauchstauglich. 
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Beschattung 
Überwiegend sind an den Fenster‑ und Türelementen Beschattungseinrichtungen wie 
Jalousien oder Raffstore‑ähnliche Systeme vorhanden. Diese sind uneinheitlich ausgeführt.  
 
Küchen 
Die Küchenbereiche folgen weitgehend einem wiederkehrenden, standardisierten 
Ausführungstypus. Überwiegend vorhanden sind weiße, glatte Fronten, Arbeitsflächen in 
Holzoptik, passende Rückwandverkleidungen sowie Glaskeramikkochfelder, Einbauherde und 
Spülen. Die Küchen sind kompakt dimensioniert, teils offen in den Wohnraum integriert, teils 
in Nischen oder separaten Küchenbereichen angeordnet. Die Materialität ist zweckmäßig und 
funktional, nicht hochwertig, jedoch zeitgemäß und marktüblich. Insgesamt ist von einem 
durchschnittlichen Küchenstandard auszugehen. 
 
Sanitärbereiche 
Die Bäder‑ und WC‑Räume weisen unterschiedliche Grundrisssituationen auf, zeigen jedoch 
einen einheitlichen funktionalen Standard. Vorhanden sind jeweils die wesentlichen 
Sanitärobjekte wie WC, Waschbecken, Duschbereiche sowie Waschmaschinenanschlüsse. Die 
Bodenbeläge sind überwiegend grau keramisch, die Wandflächen in den Nassbereichen hell 
verfliest oder beschichtet. Die Ausstattung ist als einfach bis durchschnittlich, jedoch voll 
funktionsfähig und zeitgemäß zu beurteilen. Luxusausstattungen oder überdurchschnittliche 
Sonderlösungen sind nicht feststellbar. 
 
Außenflächen der Wohnungen 
Ein wesentlicher Teil der Wohnungen verfügt über private Außenflächen, überwiegend in 
Form von Balkonen, Loggien oder Terrassen, vereinzelt ergänzt durch kleine 
wohnungsbezogene Gartenstreifen im Erdgeschoß. Die Außenflächen sind zumeist mit 
großformatigen Plattenbelägen, Metallgeländern bzw. Brüstungen sowie sichtbaren 
Entwässerungselementen ausgestattet. 
 
 
2.5.3 Außenanlage 
 
Die Außenanlage ist in funktioneller, wohnanlagentypischer Weise ausgebildet und umfasst 
befestigte Erschließungsflächen, offene Zugangs- und Durchfahrtszonen, seitliche 
Wegeverbindungen, begrünte Randstreifen, kleinere Pflanz- und Rasenflächen sowie die 
Zufahrt in den Bereich der Tiefgarage bzw. zu den offenen Sockelzonen des Gebäudes. Die 
befestigten Flächen im Nahbereich des Hauses bestehen teilweise aus Asphalt, teilweise aus 
großformatigen Plattenbelägen. Im Bereich der außenliegenden Gänge und Zugänge zu den 
Wohnungen liegen hellgraue Platten mit regelmäßigem Fugenbild vor. Im übrigen 
Erschließungsbereich bestehen asphaltierte Fahr- und Gehflächen. 
Die äußeren Erschließungswege entlang des Gebäudes verlaufen geradlinig und 
nutzungsorientiert.  
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Die Wegeflächen sind ausreichend breit und klar geführt. Im Bereich der offenen 
Hausdurchfahrt bzw. des offenen Sockelgeschoßes schließen die befestigten Außenflächen 
direkt an die internen Erschließungszonen an. 
Im Bereich der Tiefgaragenzufahrt bzw. der untergeschoßigen Erschließung ist eine 
abgesenkte Rampensituation vorhanden. Insgesamt befindet sich die Außenanlage in einem 
dem Erscheinungsbild entsprechenden und gebrauchstauglichen Zustand. Die befestigten 
Flächen wirken funktionsfähig, die Grünstreifen geordnet und die Zugangsverhältnisse klar. 
 
 
2.5.4 Zustand 
 
Der Bau- und Erhaltungszustand des allgemeinen Gebäudebestandes ist auf Basis der 
sichtbaren Oberflächen und zugänglichen allgemeinen Flächen insgesamt als ordentlich, 
gebrauchstauglich und in weiten Teilen zeitgemäß zu beurteilen. Dies gilt insbesondere für die 
allgemeinen Erschließungsbereiche, Stiegenhauszonen, außenliegenden Gangflächen, 
Liftbereiche, Kellerabteile sowie die Tiefgaragenflächen. Die Ausführung ist in den 
gemeinschaftlichen Bereichen durchgängig funktionell, klar gegliedert. 
Die allgemeinen Innenflächen weisen überwiegend intakte Boden-, Wand- und 
Deckenoberflächen auf. Die dunkelgrauen keramischen Beläge in den Gängen und im 
Stiegenhaus erscheinen durchgehend, funktionsfähig und weitgehend eben. Übliche 
Abnützungs- und Reinigungsspuren im Bereich laufender Nutzung sind vorhanden. Die 
Wohnungseingangstüren, Briefkastenanlage, Handläufe, Liftverkleidungen und sonstigen 
sichtbaren Bauteile erscheinen insgesamt funktionsgerecht und ohne offenkundige 
substanzielle Schädigung. Die Tiefgaragenanlage zeigt den üblichen Erhaltungszustand einer 
laufend genutzten Wohnhausgarage.  
 
 
2.5.5 Zubehör 
 
Bei der Befundaufnahme am 21.05.2026 konnte folgendes bewertungsrelevantes Zubehör 
identifiziert werden: 
 
div. Küchen: Systemmöbel mit Geräten (Spüle, Kochfeld, Backrohr, etc.) 
 
Die vorhandenen Einbauküchen samt Geräten werden im gegenständlichen Gutachten nicht 
zusätzlich als gesondert zu bewertendes Zubehör angesetzt. Dies deshalb, weil die 
Küchenausstattung entweder bereits bei der Ermittlung des nachhaltigen Rohertrages über 
einen monatlichen Ausstattungsansatz berücksichtigt wurde oder im Eigentum des jeweiligen 
Mieter steht. Soweit die Küchenausstattung somit bereits ertragswirksam erfasst ist, hätte 
eine darüber hinausgehende Einzelbewertung im Abschnitt Zubehör eine Doppelansetzung zur 
Folge. Eine gesonderte Bewertung der Küchen erfolgt daher nicht. 
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2.6 Nutzung und Umsatzsteuer 
 
2.6.1 Nutzung 
 
An den Tagen der Befundaufnahmen war der Bewertungsgegenstand bewohnt und möbliert. 
Es wurden Bestandsverhältnisse bekanntgegeben (s. Mietzinsliste). 
 
 
2.6.2 Berücksichtigung der Umsatzsteuer 
 
Die Kostenansätze sind im Ertragswertverfahren grundsätzlich ohne USt. vorzunehmen, weil 
eine Nutzung mit Ertragserzielung regelmäßig zum Vorsteuerabzug berechtigt (vgl. ÖNORM B 
1802, 4.5). 
 
Maßgeblich für die Beantwortung der Frage, ob die USt. einbezogen werden muss oder nicht, 
ist immer der potenzielle Käufer. Sind die Teilnehmer dieses Käufermarktes berechtigt, die 
USt. als Vorsteuer geltend zu machen, so erfolgt keine Berücksichtigung. Ist der typische Käufer 
hingegen eine Privatperson, die die USt. zu tragen hat, so muss diese im Rahmen der 
Bewertung in Ansatz gebracht werden (s. Funk, Koessler, Stocker in: Immobilienbewertung 
Österreich, Bienert und Funk, 2. Auflage, 2009, S. 284): 
 
Bei der zu bewertenden Immobilie sind die potenziellen Käufer Investoren. Bei den 
Ausgangswerten für die Liegenschaftsbewertung erfolgt dementsprechend keine 
Berücksichtigung der USt. 
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2.6 Fotodokumentation 
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2.8 Immissionen 
 

2.8.1 Verdachtsflächen und Altlasten 
 
Das bewertungsgegenständliche Grundstück ist lt. Abfrage vom 28.05.2026 
 

nicht 
im Altlasten-GIS verzeichnet. 
 

Erläuterungen 

Die Karte zeigt jene Flächen, von denen aufgrund von Abfallablagerungen oder 
Untergrundverunreinigungen eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit des Menschen oder 
die Umwelt ausgeht und deshalb in der Altlastenatlas-Verordnung als Altlasten ausgewiesen 
sind. 

 

 
 

Quelle: Grundkarte: basemap.at © BEV 

   

https://basemap.at/
https://bev.gv.at/
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2.8.2  Lärmkataster 

 
Der Straßenverkehrslärm erreicht in den Nachtstunden in etwa 30-49dB. 
 

 
 

Auszug aus dem Flächenwidmungsplan (Karte 2A) der Gemeinde idgF. 
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2.9  Energieausweis 

 
Es konnte ein Energieausweis erhoben werden der von der Firma KFR ZT GesmbH am 
19.08.2019 erstellt wurde. 

HWBRefRK: 38,32 kwh/m²/a 
fGEE: 0,796 
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3 Gutachten 
 

3.1 Allgemeine Bewertungsgrundsätze 

 
Der Verkehrswert ist der Preis, der bei einer Veräußerung der Sache üblicherweise im 
redlichen Geschäftsverkehr für sie erzielt werden kann (§ 2 Abs 2, LBG). Die besondere 
Vorliebe und andere ideelle Wertzumessungen einzelner Personen haben bei der Ermittlung 
des Verkehrswertes außer Betracht zu bleiben (§ 2 Abs 3, LBG). 
 
Aus diesem Grund muss der bei einer Veräußerung tatsächlich erzielte Preis nicht dem in 
diesem Gutachten ermittelten Verkehrswert entsprechen, zudem der tatsächlich erzielte Preis 
nicht unwesentlich von subjektiven Momenten bestimmt wird, die in den Einflussbereichen 
der Vertragsteile liegen. 
 
Soweit das Gericht oder die Verwaltungsbehörde nichts Anderes anordnen, hat der 
Sachverständige das Wertermittlungsverfahren auszuwählen. Er hat dabei den jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und die im redlichen Geschäftsverkehr bestehenden Gepflogenheiten 
zu beachten. Aus dem Ergebnis des gewählten Verfahrens ist der Wert unter Berücksichtigung 
der Verhältnisse im redlichen Geschäftsverkehr zu ermitteln (§ 7 Abs 1, LBG). 
 
Das Liegenschaftsbewertungsgesetz sieht für die Ermittlung des Verkehrswertes grundsätzlich 
drei Bewertungsmethoden vor: 
 
  § 4 Vergleichswertverfahren 
  § 5 Ertragswertverfahren 
  § 6 Sachwertverfahren 
 
In jedem einzelnen Bewertungsfall ist vom Sachverständigen zu prüfen, welche 
Bewertungsmethode zielführend ist bzw. ob gegebenenfalls auch mehrere 
Bewertungsmethoden nebeneinander anzuwenden sind. 
 
Liegenschaften wie die Gegenständliche werden grundsätzlich zur Vermietung erworben, 
wobei sich Kaufinteressenten bei der Preisbildung vorwiegend am Ertrag (Ertragswert) unter 
Berücksichtigung von Lage, Ausstattung, Baualter sowie Bauzustand und Anschaffungskosten 
vergleichbarer Objekte orientieren. 
 
Im gegenständlichen Fall ist demzufolge das Ertragswertverfahren anzuwenden. Dieses 
Verfahren nimmt die Denkweise der Marktteilnehmer - die sich vor allem für die Rentabilität 
des von ihnen investierten Kapitals interessieren - insofern auf, indem die zukünftigen Erträge 
auf den Bewertungsstichtag diskontiert werden.  
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Aufgrund der langen wirtschaftlichen Restnutzungsdauer der baulichen Anlagen wird im 
vorliegenden Fall das vereinfachte Ertragswertverfahren als methodisch vertretbar 
angesehen. Der wertmäßige Einfluss einer gesonderten Bodenwertverzinsung tritt dabei in 
den Hintergrund. Bezug genommen wird auf die ÖNORM B 1802-1, Ausgabe 2022-03-01; in 
der hierzu veröffentlichten Fachliteratur wird ausdrücklich dargelegt, dass bei hoher 
wirtschaftlicher Restnutzungsdauer oder geringem Bodenwert eine Trennung zwischen 
Gebäude- und Bodenertrag in begründeten Fällen unterbleiben kann. 
 
 

3.2 Ermittlung des Ertragswertes 

Im Ertragswertverfahren ist der Wert der Sache durch Kapitalisierung des für die Zeit nach dem 
Bewertungsstichtag zu erwartenden oder erzielten Reinertrags zum angemessenen Zinssatz 
und entsprechend der zu erwartenden Nutzungsdauer der Sache zu ermitteln (Ertragswert) (§ 
5 Abs 1, LBG). 
 
Hierbei ist von jenen Erträgen auszugehen, die aus der Bewirtschaftung der Sache tatsächlich 
erzielt wurden (Rohertrag). Durch Abzug des tatsächlichen Aufwands für Betrieb, 
Instandhaltung und Verwaltung der Sache (Bewirtschaftungsaufwand) und der Abschreibung 
vom Rohertrag errechnet sich der Reinertrag. Die Abschreibung ist nur abzuziehen, soweit sie 
nicht bereits bei der Kapitalisierung berücksichtigt wurde. Bei der Ermittlung des Reinertrags 
ist überdies auf das Ausfallwagnis und auf Liquidationserlöse und Liquidationskosten Bedacht 
zu nehmen (§ 5 Abs 2, LBG). 
 
Sind die tatsächlich erzielten Erträge in Ermangelung von Aufzeichnungen nicht erfassbar oder 
weichen sie von den bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung der Sache erzielbaren Erträgen 
ab, so ist von jenen Erträgen, die bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung entstehen, 
auszugehen; dafür können insbesondere Erträge vergleichbarer Sachen oder allgemein 
anerkannte statistische Daten herangezogen werden (§ 5 Abs 3, LBG). 
 
Der Zinssatz zur Ermittlung des Ertragswertes richtet sich nach der bei Sachen dieser Art 
üblicherweise erzielbaren Kapitalverzinsungen (§ 5 Abs 4, LBG). 
 
Rohertrag 
 
Dieser ist aus den Erträgnissen zu ermitteln, die aus der Bewirtschaftung tatsächlich erzielt 
wurden. Sind die tatsächlich erzielten Erträge in Ermangelung von Aufzeichnungen nicht 
erfassbar oder weichen sie von den bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung erzielbaren 
Erträgen ab, so ist von jenen Erträgen auszugehen, die bei einer ordentlichen Bewirtschaftung 
der Sache nachhaltig erzielt werden könnten. Es sind daher der Ertragswertermittlung 
entweder tatsächliche erzielte oder fiktive Erträgnisse zu Grunde zu legen.  
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Reinertrag (vereinfachtes Ertragswertverfahren) 
 
Der Jahresrohertrag ist um die so genannten Bewirtschaftungskosten und das 
Mietausfallwagnis zu bereinigen, um den Reinertrag zu erhalten. 
 
Bewirtschaftungskosten:  
 
Zu den Bewirtschaftungskosten zählen z.B. die Betriebskosten, die Instandhaltungskosten, 
Verwaltungskosten, bestandsbedingte Steuern und sonstige Abgaben. Es ist nur jener 
Bewirtschaftungsaufwand vom Rohertrag abzuziehen, der nicht von den Bestandnehmern zu 
tragen ist. Das sind insbesondere die Instandhaltungskosten. 
 
Instandhaltungskosten:  
 
Die Instandhaltungskosten sind Kosten, die durch Hintanhaltung oder Beseitigung von 
baulichen Schäden aus Abnutzung, Alterung und Witterungseinflüssen entstehen. Sie dienen 
somit zur Aufrechterhaltung des bestimmungsgemäßen Gebrauches der Gebäude während 
der Nutzungsdauer und sind üblicherweise vom Eigentümer zu tragen. Es sind dabei nicht die 
tatsächlichen Kosten des maßgebenden Jahres zu berücksichtigen, da dadurch der Wert in 
einem ungerechtfertigten Ausmaß beeinflusst werden könnte. Die jährlichen 
Instandhaltungskosten werden daher in einem Prozentsätze der Herstellungskosten am 
Bewertungsstichtag berechnet. Je nach Art der Bauausführung, des Bauzustandes und der 
Nutzung betragen diese bei:  
 

• Wohnhäuser: 0,5 – 1,5 % der Herstellungskosten  
• Geschäftshäuser: 0,5 – 2,0 % der Herstellungskosten  
• Bei sehr alten Objekten:  > 2,0 % der Herstellungskosten  

 
Mietausfallswagnis 
 
Unter dem Mietausfallswagnis versteht man eine Ertragsminderung, die durch uneinbringliche 
Miet-und Pachtrückstände oder Leerstehung zwischen 2 Mietverträgen entsteht. Es dient auch 
zur Deckung der Kosten von Rechtsstreitigkeiten, die aus dem Mietverhältnis resultieren.  Das 
Mietausfallswagnis wird mit einem der jeweiligen Prozentsatz des Rohertrages berechnet. Die 
Ansätze, nach Empfehlung von Kranewitter (Liegenschaftsbewertung, 7. Auflage), betragen 
bei:  
 
 • Mietwohnobjekten: 3,0 – 5,0 % 

• Büros u. Praxen: 4,0 – 8,0 % 
• Gewerblich genutzte Objekte: 5,0 – 10,0 %  
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Vervielfältiger 
 
Ermittlung des Vervielfältigers 
 
Der Vervielfältiger richtet sich nach dem Kapitalisierungszinssatz und der Restnutzungsdauer 
des Gebäudes. 
 
Der Kapitalisierungszinssatz 
 
Die Höhe des Kapitalisierungszinssatzes ist für die Berechnung des Gebäudeertragswertes von 
ausschlaggebender Bedeutung. Ein Kriterium für die Wahl des Kapitalisierungszinssatzes ist 
das Risiko, welchem der Ertrag aus dem Realbesitz unterworfen ist. So ist das Risiko für 
Einfamilienhäuser und land-u. forstwirtschaftliche Betriebe geringer als für gewerblich u. 
industriell genutzte Objekte. 
 
Vereinfacht ausgedrückt gilt der Grundsatz: 
 
Geringes Risiko:  niedrige Verzinsung  
Großes Risiko:   hohe Verzinsung  

 
Seitens des Hauptverbandes der gerichtlich beeideten Sachverständigen (aus: 
„Sachverständige“, Heft 2/2025) werden nachstehende Zinssätze empfohlen:  

 
Liegenschaftsart  hochwertig  sehr gut  gut  mäßig  
Wohnliegenschaft  0,5 –2,5 % 1,5 – 3,5 %  2,5 – 4,5 %  3,5 – 5,5 %  
Büroliegenschaft  2,5 – 4,5 %  3,5 – 5,5 %  4,5 – 6,5 %  5,0 – 7,0 %  
Geschäftsliegens.  3,0 – 5,0 %  3,5 – 6,0 %  5,0 – 6,5 %  5,5 – 7,5 %  
Einkaufszentrum, 
Supermarkt  

3,5 – 6,5 %  4,5 – 7,0 %  5,0 – 8,0 %  5,5 – 8,5 %  

Touristisch 
genutzte 
Liegenschaft 

4,5 – 7,0 % 5,0 – 7,5 % 5,5 – 8,0 % 6,0 – 9,0 % 

Transport-, 
Logistikliegenschaft 

4,0 – 6,0 % 4,5 – 6,5 % 5,0 – 7,0 % 6,0 – 8,0 % 

Gewerbl. genutzte 
Liegenschaft  

4,0 – 7,0 %  4,5 – 7,5 %  5,5 – 8,5%  6,5 – 9,5%  

Industrieliegens.  4,5 – 7,5 %  5,0 – 8,0%  5,5 – 9,0%  6,5 – 10,0%  
Landwirtschaftl. L. 1,0 – 3,5 % 
Forstwirschaftl. L. 0,5 – 2,5 % 
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Mietzinsrechtliche Ausgangslage und Ansatz der Ertragswertphasen 
 
Im Rahmen der gegenständlichen Verkehrswertermittlung ist der Bewertungsgegenstand auch 
unter dem Gesichtspunkt der nachhaltig erzielbaren Erträge zu beurteilen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass es sich um ein Gebäude handelt, das nach dem 08.05.1945 errichtet und in 
jüngerer Zeit unter Inanspruchnahme von Mitteln der Wohnbauförderung saniert wurde. Daraus 
ergibt sich für die mietzinsrechtliche und bewertungstechnische Beurteilung, dass zwischen dem 
Zeitraum der noch aufrechten Förderungsbindung und dem daran anschließenden Zeitraum nach 
deren Auslaufen zu unterscheiden ist. 
 
Diese Unterscheidung ist für die nachfolgende Ertragswertermittlung von wesentlicher 
Bedeutung, da der in Ansatz zu bringende Jahresreinertrag nicht für die gesamte 
Betrachtungsdauer einheitlich abgeleitet werden kann, sondern in rechtlicher und wirtschaftlicher 
Hinsicht phasenbezogen zu beurteilen ist. Während im Zeitraum der Förderungsbindung der 
zulässige Mietzins durch die förderungsrechtlichen Rahmenbedingungen bestimmt wird, ist für 
den anschließenden Zeitraum gesondert zu prüfen, welcher Mietzins nach Wegfall dieser Bindung 
rechtlich zulässig und im Rahmen der Bewertung sachgerecht anzusetzen ist. 
 
Vor diesem Hintergrund erfolgt die ertragswertbezogene Beurteilung nachstehend in zwei zeitlich 
getrennten Abschnitten, und zwar einerseits für die Phase I – Mietzins im Zeitraum der 
Förderungsbindung sowie andererseits für die Phase II – Mietzinsansatz nach Ablauf der 
Förderungsbindung. Die nachfolgende Gliederung dient somit der nachvollziehbaren Herleitung 
jener Ertragsannahmen, welche der weiteren Berechnung des Ertragswertes zugrunde gelegt 
werden. 
 
Phase I – Mietzins im Zeitraum der Förderungsbindung 
 
Für den Zeitraum der noch aufrechten Förderungsbindung ist davon auszugehen, dass der Mietzins 
nicht nach den allgemeinen Grundsätzen der freien oder angemessenen Mietzinsbildung zu 
bestimmen ist, sondern durch die wohnbauförderungsrechtlichen Vorgaben sowie die daran 
anknüpfende Annuitätenbelastung geprägt wird. Maßgeblich ist in dieser Phase daher jener 
Mietzins, der sich aus der bestehenden förderungsrechtlichen Bindung und der darauf beruhenden 
vertraglichen Ausgestaltung ergibt. 
 
Diese förderungsrechtliche Determinierung ist von der allgemeinen mietrechtlichen Einordnung 
des Bewertungsgegenstandes zu unterscheiden. Demgemäß tritt während aufrechter 
Förderungsbindung nicht der allgemeine mietrechtliche Richtwertmaßstab in den Vordergrund, 
sondern der durch die Förderungsstruktur vorgegebene Mietzinsrahmen. 
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Für die erste Ertragsphase ist bewertungsseitig daher jener Ertrag anzusetzen, der während der 
Dauer der noch aufrechten Bindung rechtlich zulässig, tatsächlich erzielbar und hinreichend 
gesichert erscheint. Maßgeblich ist insoweit nicht ein abstrakt marktorientierter Mietzinsansatz, 
sondern der konkret aus der Förderungsbindung resultierende Ertrag. 
 
Phase II – Mietzinsansatz nach Ablauf der Förderungsbindung 
 
Für den Zeitraum nach Wegfall der Förderungsbindung ist die rechtliche Ausgangslage gesondert 
zu beurteilen. Aus dem bloßen Umstand, dass die Förderungs- beziehungsweise Annuitätenphase 
endet, kann nicht ohne Weiteres abgeleitet werden, dass ab diesem Zeitpunkt ein frei vereinbarter 
oder angemessener Hauptmietzins erzielbar wäre. Vielmehr ist zunächst zu prüfen, welcher 
mietrechtlichen Kategorie der Bewertungsgegenstand auch nach Auslaufen der Bindung weiterhin 
zuzuordnen ist. 
 
Für die ertragswertbezogene Beurteilung ist darüber hinaus danach zu unterscheiden, ob nach 
Ablauf der Förderungsbindung die Fortsetzung bestehender Mietverhältnisse oder eine künftige 
Neuvermietung zu unterstellen ist. Bei fortbestehenden Mietverhältnissen ist entscheidend, ob 
eine wirksame, hinreichend bestimmte und rechtlich zulässige Anschlussregelung für die Zeit nach 
Ende der Förderungsbindung vorliegt. Fehlt eine solche Regelung, kann ein automatischer 
Übergang auf einen höheren Mietzins nicht ohne Weiteres unterstellt werden. 
 
Im konkreten Bewertungsfall wurde mit den Bewohnern bereits im bestehenden Mietvertrag eine 
Anschlussregelung vereinbart. Für den Zeitraum nach Ablauf der Förderungsbindung liegt 
demgemäß im gegenständlichen Mietvertrag eine betragsmäßig bestimmte und an einen klar 
definierten Bedingungseintritt geknüpfte Anschlussregelung vor. Sinngemäß tritt ab dem auf die 
vollständige Rückzahlung der Förderungsmittel folgenden Monatsersten an die Stelle des 
bisherigen förderungsrechtlich determinierten Mietzinses in 2. Phase ein angemessener 
Hauptmietzins gemäß § 16 Abs. 1 MRG in Höhe von EUR 10,00/m² netto, wertgesichert nach dem 
VPI 2020 ab dem Monat des Vertragsabschlusses, zuzüglich der ausdrücklich weitergeltenden 
Nebenentgelte in Kraft. 
 
Für die Ertragsermittlung der Tiefgaragenparkplätze kommen die vertraglich vereinbarten 
Hauptmietzinse über den Zeitraum der Restnutzungsdauer zur Anwendung. Darüber hinaus 
unterliegen Parkplätze, welche mit selbständigen Mietverträgen vermietet wurden, nicht dem 
Mietrechtsgesetz, sondern den allgemeinen Bestimmungen des ABGB; der Mietzins ist daher für 
diese Parkplätze grundsätzlich frei vereinbar. Für die Ertragswertermittlung ist in diesem Fall der 
nachhaltig erzielbare Stellplatzreinertrag ab dem Bewertungsstichtag ohne förderungsbedingte 
Phasentrennung über die Restnutzungsdauer zu kapitalisieren.  
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Wohnungen: 
 
Nutzungsdauer: 
 
Restnutzungsdauer:       77 Jahre 
Phase I - Stmk. Landeswohnbauförderungsgesetz:     12 Jahre 10 Monate 
Phase II – vertraglich vorweg vereinbarter angemessene Mietzinssatz 64 Jahre (gerundet) 
 
Phase I: 
Phase I - Stmk. Landeswohnbauförderungsgesetz:  15 Jahre (abzgl. Zeitraum Bezug bis 
Bewertungsstichtag) =  12 Jahre und 10 Monate 
 
Rohertrag: 
 
Mieteinnahmen per anno exkl. Ust.: 
 
Für die Ermittlung des Ertragswertes in der Phase I – während des Zeitraumes der Förderung nach 
dem Stmk. Landeswohnbauförderungsgesetz wurden die Nutzflächen und Nettomieten der 
Mietzinsliste vom 15.05.2026 entnommen bzw. anhand der Förderabrechnung verifiziert, wobei 
Abweichungen kleiner 5% unberücksichtigt blieben. 
 
Hinweis! Für Top 11 wurde bis 31.10.2027 ein vergünstigter Mietzins in der Höhe von 6,92 
€/m²/p.m. vertraglich vereinbart. Ab 01.11.2027 wird dann auf den Richtwertmietzins 
abgestellt. Dieser underrented Zeitraum wird unter den sonstigen wertbeeinflussenden 
Umständen berücksichtigt. 
 
 

Top Status Fläche Monatsmiete (inkl. 
Nebenentgelte) 

Jahresmiete 

W 1 vermietet 73,68m² 735,22 € 8.822,64 € 

W 2 vermietet 50,15m² 516,40 € 6.196,80 € 

W 3 vermietet 50,74m² 521,88 € 6.262,56 € 

W 4 vermietet 48,47m² 500,77 € 6.009,24 € 

W5 vermietet 51,08m² 525,04 € 6.300,48 € 

W 6 vermietet 43,62m² 455,67 € 5.468,04 € 

W 7 vermietet 73,68m² 736,43 € 8.837,16 € 

W 8 vermietet 50,20m² 516,86 € 6.202,32 € 
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Top Status Fläche Monatsmiete (inkl. 
Nebenentgelte) 

Jahresmiete 

W9 vermietet 50,50m² 519,65 € 6.235,80 € 

W 10 vermietet 48,23m² 498,54 € 5.982,48 € 

W 11 vermietet 46,89m² 486,08 € 5.832,96 € 

W 12 vermietet 43,48m² 454,36 € 5.452,32 € 

W 13 vermietet 43,49m² 454,46 € 5.453,52 € 

W 14 vermietet 55,71m² 568,10€ 6.817,20 € 

W 15 vermietet 86,43m² 816,12 € 9.793,44 € 

W 16 vermietet 65,94m² 664,64 € 7.975,68 € 

W 17 vermietet 64,92m² 654,78 € 7.857,36 € 

W 18 vermietet 72,04m² 720,44 € 8.645,28 € 

Jahresrohertrag  1.019,25m² 10,15 €/m² p.m. 124.145,28 € 

 

Die Ermittlung des Ertragswertes erfolgt stichtagsbezogen. Künftige Reinerträge sind daher mit 
dem angesetzten Kapitalisierungszinssatz auf den Bewertungsstichtag zurückzuführen. Im 
vorliegenden Fall wurde hierfür ein Kapitalisierungszinssatz bzw. Liegenschaftszinssatz von 2,25 % 
herangezogen.  
 
Für die erste Phase (Phase I) wurde der Reinertrag über 12 Jahre und 10 Monate unmittelbar mit 
dem entsprechenden Vervielfältiger kapitalisiert. Für die zweite Phase war zunächst der Barwert 
dieser rund 64-jährigen Ertragsreihe zum Beginn der zweiten Phase (Phase II) zu ermitteln. Da diese 
zweite Phase jedoch nicht am Bewertungsstichtag, sondern erst nach Ablauf von 12 Jahren und 10 
Monaten beginnt, war der so ermittelte Zwischenwert zusätzlich auf den Bewertungsstichtag 
abzuzinsen. 
 
Die Berechnung des Vervielfältigers bzw. des Abzinsungsfaktors kann entweder 
finanzmathematisch mittels Barwertformeln oder tabellarisch erfolgen. Im Gutachten wurden 
hierzu die entsprechenden Tabellenwerte herangezogen. Der Vervielfältiger für 12 Jahre und 10 
Monate bei 2,5 % beträgt 10,86. Der Vervielfältiger für gerundet 64 Jahre bei 2,5 % beträgt 31,76. 
Der Abzinsungsfaktor für 12 Jahre und 10 Monate. bei 2,5 % beträgt 0,7284. 
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Reinertrag: 
 
nicht umlagefähige Bewirtschaftungskosten: 
 
Instandhaltung: abzgl. 0,3 % der Herstellungskosten:                     8.714,59 € 
Mietausfallwagnis: abzgl. 3,0 % des Jahresrohertrages:                       3.724,36 € 

 
Jahresreinertrag:                                                                                  111.706,33 € 
 
 
Kapitalisierungszinssatz: 2,5%  
Vervielfältiger : 10,86 
 
Phase I - Ertragswert der Wohnungen:                  1.213.130,74 € 
 

 
 
 
Phase II: 
Phase II – vertraglich vorweg vereinbarter angemessene Mietzinssatz - Zeitraum:  rund 64 Jahre 
 
Rohertrag: 
Mieteinnahmen per anno exkl. Ust.: 
Für die Wohnungen wurde nach Ablauf der Hauptmietzinsphase gem. Stmk. Landeswohnbau-
förderungsgesetz ab 01.04.2037 (Beginn Mietverträge: 01.04.2022 +15 Jahre) bis zum Ende der 
Restnutzungsdauer der vertraglich vorweg vereinbarte angemessenen Hauptmietzins gem. § 16 
Abs 1 MRG in der Höhe von 10,00 €/m²/p.m. wertgesichert zzgl. Nebenentgelte in der Höhe von 
40,00 €/p.m. als nachhaltige erzielbare Miete in Ansatz gebracht und auf den Bewertungsstichtag 
diskontiert. Wird – wie im konkreten Bewertungsfall - mit einem nominalen Liegenschaftszinssatz 
von 2,5 % gerechnet, ist auch der künftig wertgesicherte Mietzins nominal abzubilden; eine 
Nichtberücksichtigung der Indexierung wäre nur im Rahmen einer Realrechnung mit entsprechend 
inflationsbereinigtem Zinssatz methodisch konsistent. Da der VPI für den 12 Jahre und 10 Monate 
in der Zukunft liegenden Beginn der zweiten Ertragsphase nicht punktgenau vorhersehbar ist, 
erfolgt dessen Ansatz zweckmäßigerweise auf Basis einer langfristigen Inflationsannahme, wobei 
das mittelfristige (symmetrische) Inflationsziel der EZB von 2,0 % als sachgerechter 
Orientierungsmaßstab herangezogen werden kann. Der vertraglich vorweg vereinbarte 
angemessenen Hauptmietzins gem. § 16 Abs 1 MRG wird für die Phase II demgemäß in der Höhe 
von 12,68 €/m²/p.m. zzgl. Nebenentgelte in der Höhe von 40,00 €/p.m zzgl. Wertsicherung (= 51,74 
€/m²/p.m.) in Ansatz gebracht. Die Nutzflächen wurden der Förderabrechnung vom 30.11.2022 
entnommen bzw. anhand der Einreichpläne verifiziert, wobei Abweichungen kleiner 5% 
unberücksichtigt blieben. 
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Hinweis! Für die Top 16 wurde kein Mietzins nach Ablauf der Förderzusicherung vertraglich 
vorweg vereinbart. Demgemäß wird hier der fiktiv indexierte (aufgezinst-kumulierte) Richtwert 
mit 11,86 €/m²/ p.m. zzgl. fiktive Nebenentgelte in der Höhe von 40,00 €/p.m. zzgl. 
Wertsicherung (= 51,74 €/m²/p.m.) in Ansatz gebracht. 
 
Hinweis! Für die Top 03, Top 07, 09 und Top 11 wurde vertraglich vorweg der angemessenen 
Hauptmietzins gem. § 16 Abs 1 MRG in der Höhe von 11,00 €/m²/p.m. zzgl. Wertsicherung (= 
13,93 €/m²/p.m.), zzgl. Nebenentgelte in der Höhe von 40,00 €/p.m. zzgl. Wertsicherung (= 51,74 
€/m²/p.m.) vereinbart. 
 
Hinweis! Für die Top 15 wurden keine Nebenentgelte in Ansatz gebracht da die Küche im 
Eigentum des Mieters steht. 
 
 
Top Status Fläche Monatsmiete (inkl. 

Nebenentgelte) 
Jahresmiete 

W 1 vermietet 73,68m² 986,00 € 11.832,00 € 

W 2 vermietet 50,15m² 687,64 € 8.251,68 € 

W 3 vermietet 50,74m² 758,55 € 9.102,60 € 

W 4 vermietet 48,47m² 666,34 € 7.996,08 € 

W5 vermietet 51,08m² 699,43 € 8.393,16 € 

W 6 vermietet 43,62m² 604,84 € 7.258,08 € 

W 7 vermietet 73,68m² 1.078,10 € 12.937,20 € 

W 8 vermietet 50,20m² 688,28 € 8.259,36€ 

W9 vermietet 50,50m² 755,21 € 9.062,52€ 

W 10 vermietet 48,23m² 663,30 € 7.959,60 € 

W 11 vermietet 46,89m² 704,92 € 8.459,04 € 

W 12 vermietet 43,48m² 601,33 € 7.236,84 € 

W 13 vermietet 43,49m² 603,07 € 7.238,28 € 

W 14 vermietet 55,71m² 758,14€ 9.097,68 € 

W 15 vermietet 86,43m² 1.095,93 € 13.151,16 € 

W 16 vermietet 65,94m² 833,79 € 10.005,48 € 
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Top Status Fläche Monatsmiete (inkl. 
Nebenentgelte) 

Jahresmiete 

W 17 vermietet 64,92m² 874,93 € 10.499,16 € 

W 18 vermietet 72,04m² 965,21 € 11.582,52 € 

Jahresrohertrag  1.019,25m² 13,76 €/m² p.m. 168.322,44 € 

 
Nutzungsdauer: 
 
Restnutzungsdauer:      77 Jahre 
Phase II – vereinbarter angemessene Mietzinssatz:   64 Jahre (gerundet) 
 
Reinertrag: 
 
nicht umlagefähige Bewirtschaftungskosten: 
 
Instandhaltung: abzgl. 0,9 % der Herstellungskosten:                   26.143,76 € 
Mietausfallwagnis: abzgl. 4,0 % des Jahresrohertrages:                       6.732,90 € 

 
Jahresreinertrag:                                                                                  135.445,78 € 
 
Der Barwert der zweiten Ertragsphase (Phase II) wird zunächst für den Beginn dieser Phase, somit 
zum Ende des 13. Jahres nach dem Bewertungsstichtag, über die Restnutzungsdauer von 64 Jahren 
ermittelt und sodann mit dem für 12 Jahre und 10 Monaten maßgeblichen Abzinsungsfaktor auf 
den Stichtag rückgeführt. Der hierfür herangezogene Abzinsungsfaktor von gerundet 0,7284 
entspricht dem Barwertfaktor für 12 Jahre und 10 Monaten bei einem Zinssatz von 2,5 %. Dieser 
Faktor bringt zum Ausdruck, mit welchem heutigen Wert ein erst in 12 Jahren und 10 Monaten 
anfallender Kapitalwert am Stichtag anzusetzen ist. Die zusätzliche Abzinsung um 12 Jahre und 10 
Monaten ist erforderlich, weil der Wert der zweiten Ertragsphase wirtschaftlich erst ab diesem 
zukünftigen Zeitpunkt wirksam wird. In der Phase II wurden zu dem, aufgrund des dann höheren 
Alters, die Instandhaltungskosten und aufgrund der höheren Nettomiete das Mietausfallwagnis 
erhöht. 
 
Kapitalisierungszinssatz: 2,5%  
Vervielfältiger : 31,76 
 
Phase II - Ertragswert der Wohnungen:                  4,301.757,97 € 
 
 
Phase II – Diskontiert auf den Bewertungsstichtag mit 2,5 %: 
 
      4,301.757,97 € x 0,7284=               3.118.774,53 € 
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Aus der erste Phase ergibt sich ein Barwert von 1.213.130,74 €. Der auf den Stichtag abgezinste 
Wert der zweiten Phase beträgt 3.118.774,53 €. Insgesamt errechnet sich somit ein 
kapitalisierter Ertragswert von 4.331.905,27 €. 
 
Ertragswert der Wohnungen:          4.331.905,27 € 
 
Tiefgaragenparkplätze: 
 
Rohertrag: 
 
Mieteinnahmen per anno exkl. Ust.: 
 
Für die Ermittlung des Rohertrags wurden die Nettomieten der Mietzinsliste vom 15.05.2026 bzw. 
den Mietverträgen entnommen. 
 
Top PP Status Monatliche Miete (€) Jahresmiete (€) 

101 PP01 vermietet 66,67 800,04 

102 PP02 vermietet 70,17 842,04 

103 PP03 vermietet 50,00 600,00 

104 PP04 vermietet 67,00 804,00 

105 PP05 vermietet 70,17 842,04 

106 PP06 vermietet 70,51 846,12 

107 PP07 vermietet 70,17 842,04 

108 PP08 vermietet 70,17 842,04 

109 PP09 vermietet 70,17 842,04 

110 PP10 vermietet 66,67 800,04 

111 PP11 vermietet 66,67 800,04 

112 PP12 vermietet 66,67 800,04 

113 PP13 vermietet 70,17 842,04 

114 PP14 vermietet 66,67 800,04 

Jahresrohertrag   69,42 € 11.302,56 
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Nutzungsdauer: 
 
Restnutzungsdauer:    77 Jahre 
 
Die Ermittlung des Ertragswertes erfolgt stichtagsbezogen. Künftige Reinerträge sind daher mit 
dem angesetzten Kapitalisierungszinssatz auf den Bewertungsstichtag zurückzuführen. Im 
vorliegenden Fall wurde hierfür ein Kapitalisierungszinssatz bzw. Liegenschaftszinssatz von 2,5 % 
herangezogen.  
 
Die Berechnung des Vervielfältigers bzw. des Abzinsungsfaktors kann entweder 
finanzmathematisch mittels Barwertformeln oder tabellarisch erfolgen. Im Gutachten wurden 
hierzu die entsprechenden Tabellenwerte herangezogen. Der Vervielfältiger für 77 Jahre bei 2,5 % 
beträgt 34,03. 
 
Reinertrag: 
 
nicht umlagefähige Bewirtschaftungskosten: 
 
Aufgrund der geringeren technischen und ausstattungsbezogenen Erhaltungsanfälligkeit erscheint 
für die KFZ-Abstellplätze gegenüber Wohnobjekten ein reduzierter Instandhaltungsansatz 
sachgerecht; das Mietausfallwagnis wird lage- und marktabhängig gleich behandelt wie die 
Mietwohnungen. 
 
Instandhaltung: abzgl. 0,2 % der Herstellungskosten:                        700,00 € 
Mietausfallwagnis: abzgl. 3,0 % des Jahresrohertrages:                          339,08 € 

 
Jahresreinertrag:                                                                                     10.263,48 € 
 
 
Kapitalisierungszinssatz: 2,5%  
Vervielfältiger : 34,03 
 
Ertragswert der Tiefgaragenparkplätze:                     349.266,22 € 
 
 
Ertragswert der Gesamtliegenschaft somit:                 4.681.171,49 € 
 
Der daraus abgeleitete Gesamtertragswert der Wohnungen inkl. Tiefgarage entspricht bei 
einer maßgeblichen Nutzfläche von 1.019,25 m² einem Ertragswert von rund 4.592,76 €/m². 
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Sonstige wertbeeinflussende Umstände:  
 
Sonstige wertbeeinflussende Umstände sind dann zu berücksichtigen, wenn sie nicht bereits bei 
der Ermittlung des Bodenwertes und des Bauwertes der baulichen Anlagen, bei der 
Wertminderung wegen Alters, bei der Wertminderung wegen Baumängel und -schäden oder bei 
der Verkürzung oder Verlängerung der Restnutzungsdauer erfasst wurden (vgl. Funk, Koessler, 
Stocker in: Immobilienbewertung Österreich, Bienert und Funk, 4. Auflage, 2022). 
 
Zu den sonstigen wertbeeinflussende Umstände zählen: 
 

- Ungünstige Lageverhältnisse 
- Umweltlasten 
- Rückgestauter Reparaturbedarf 
- Denkmalschutz 
- Merkantiler Minderwert 

 
(vgl. dazu Funk, Koessler, Stocker in: Immobilienbewertung Österreich, Bienert und Funk, 4. 
Auflage, 2022). 
 
Für dringend zu erledigende Reparaturarbeiten werden Kosten in der Höhe von 10.000,00 € 
(ohne Nachweis) in Ansatz gebracht und vom Ertragswert in Abzug gebracht. 
 
Für die vergünstigte Miete der Wohnung Top 11 im Zeitraum 21.05.2026 bis 31.10.2027 wird ein 
Abschlag in der Höhe von 111,43 € x 17 Monate, somit 1.894,31 €, in Ansatz gebracht und vom 
Ertragswert subtrahiert. 
 
Alle sonstigen wertbeeinflussenden Umstände wurden bereits bei der Herleitung des 
Ertragswertes ausreichend berücksichtigt. 
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3.3 Verkehrswert der Liegenschaft 

 
3.3.1 Zusammenfassung 

 
Position Betrag 

Ertragswert der Wohnungen 4.331.905,27 € 

Ertragswert der TG-Parkplätze 349.266,22 € 

Sonstige wertbeeinflussende Umstände  

Allgemeine Reparaturen 

 

- 10.000,00 € 

Sonstige wertbeeinflussende Umstände 

vergünstigte Miete der Top 11 

 

- 1.894,31 € 

Ertragswert der Liegenschaft 4.681.171,49 € 

 
 

3.3.2 Marktanpassung 
 
Gemäß § 7 Liegenschaftsbewertungsgesetz ist bei der Ermittlung des Verkehrswertes eine 
Überprüfung der Marktverhältnisse vorzunehmen. Diese Überprüfung zeigt, dass es sich bei 
Liegenschaften wie der Gegenständlichen um eine: 
 
„Insgesamt durchschnittlich verkäufliche Immobilie, deren Rating durch den durchschnittlich 
Standort in einem guten Regionalmarkt, bei leicht überdurchschnittlichen 
Objekteigenschaften und einem durchschnittlichen Cash-Flow gekennzeichnet ist“. 

Eine Marktanpassung wird vor diesem Hintergrund durch den gefertigten Sachverständigen 
auf Grund allgemeiner Risiken als notwendig erachtet und ein Abschlag in der Höhe von 5 % 
in Ansatz gebracht.. 
 
Verkehrswert somit:    4.681.171,49 € x 0,95=             4.447.112,92 € 
 

 
Verkehrswert (gerundet)                 4,447.000,-- € 
(in Worten: Euro vier millionenvierhundertsiebenundvierzigtausend) 
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3.4 Verkehrswert der 50/1000–Liegenschaftsanteile 
 

Ist der Verkehrswert eine ideellen Miteigentums zu bewerten, so wird zuerst der Verkehrswert 
der gesamten Liegenschaft ermittelt. Dann wird der Wert des ideellen Miteigentumsrechts im 
Verhältnis zur Gesamtliegenschaft bestimmt. Dieser Wert ist die Ausgangsbasis zur Ermittlung 
des Verkehrswertes des Liegenschaftsanteils. Der ideelle Miteigentümer kann über die 
Nutzung der Gesamtliegenschaft nicht alleine entscheiden, er ist von den anderen 
Miteigentümern abhängig. Dies bewirkt, dass Minderanteile an einer Liegenschaft 
eingeschränkt veräußerbar sind (Kranewitter 7. Auflage, 2017, Seite 117). Analog der Tabelle 
für eingeschränkte Veräußerbarkeit von Liegenschaftsanteilen nach Kranewitter wird für einen 
Anteil kleiner ein Viertel ein Abschlag von größer gleich 20 % in Abzug gebracht (Kranewitter 
7. Auflage, 2017, Seite 117). Ein solcher typisierter Abschlag ist jedoch nicht schematisch, 
sondern nur dann anzusetzen, wenn die den Abschlag rechtfertigenden wertmindernden 
Umstände im konkreten Einzelfall tatsächlich vorliegen. Dies ist gegenständlich nicht der Fall. 
 
Bei der bewertungsgegenständlichen Liegenschaft handelt es sich um eine Ertragsliegenschaft 
im Rahmen eines Bauherrenmodells. Der wirtschaftliche Fokus der Erwerber liegt hier 
typischerweise nicht auf der alleinigen Verfügungsmacht über ein bestimmtes 
Wohnungseigentumsobjekt, sondern auf der Beteiligung an den laufenden Erträgen, an den 
steuerlichen Effekten sowie an den wirtschaftlichen Vorteilen einer umfassenden Sanierung, 
hier insbesondere unter Einbindung der einschlägigen Förderkulisse nach dem 
steiermärkischen Landesförderungsrecht. Das Anlageziel ist daher von vornherein auf die 
ertragsorientierte Beteiligung an einem Gesamtprojekt gerichtet und nicht auf die 
selbständige Nutzung oder isolierte Disposition über einen einzelnen realen Gebäudeteil. 
 
Gerade bei einem Bauherrenmodell ist somit die fehlende alleinige Entscheidungsbefugnis 
über die Gesamtliegenschaft kein atypischer wertmindernder Umstand, sondern 
wesensimmanenter Bestandteil des Beteiligungsmodells, der vom Markt bereits mitgedacht 
und akzeptiert wird. Der Erwerber beabsichtigt in der Regel gar nicht, ein bestimmtes 
Wohnungseigentumsobjekt im Alleineigentum zu erwerben; vielmehr erwirbt er bewusst 
einen ideellen Anteil an einer ertragsorientierten Gesamtinvestition. Die für gewöhnliche 
Minderanteile an sonstigen Liegenschaften angenommene eingeschränkte Veräußerbarkeit 
trifft daher auf derartige Beteiligungsmodelle nicht in gleicher Weise zu. 
 
Bei den in der Fachliteratur für eingeschränkt veräußerbare Minderanteile genannten 
Tabellenabschlägen handelt es sich zudem um Orientierungswerte für typische Standardfälle. 
 
Diese sind auf spezialgelagerte Konstellationen wie eine ertragsorientierte Beteiligung an 
einem Bauherrenmodell nicht ohne Weiteres übertragbar. Maßgeblich ist vielmehr, ob im 
konkreten Marktsegment tatsächlich eine verminderte Absatzfähigkeit oder ein relevanter 
Preisnachteil feststellbar ist. Ist dies – wie hier – nicht erkennbar, besteht keine sachliche 
Grundlage für einen zusätzlichen Abschlag.  
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Überdies sind ideelle Anteile an einer Ertragsliegenschaft wie die bewertungsgegenständliche 
im aktuellen Marktgeschehen gut verkäuflich. Es wird demgemäß kein Abzug zum Ansatz 
gebracht.  
 

Verkehrswert somit:   4.447.112,92 € x (50/1000) =      222.355,65 € 

 
 
Verkehrswert (gerundet)                       222.000,-- € 
(in Worten: Euro zweihundertzweiundzwanzigtausend) 
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Anmerkung Genauigkeitsanforderungen und Hinweispflicht (ÖNORM B 1802 Pkt. 3.3) 

Angesichts der Unsicherheit einzelner in der Bewertung einfließender Faktoren, insbesondere 
der Notwendigkeit auf Erfahrungswerte zurückzugreifen, kann das Ergebnis der Bewertung 
keine mit mathematischer Exaktheit feststehende Größe sein. Weiters wird darauf 
hingewiesen, dass der ermittelte Verkehrswert nicht notwendigerweise bedeutet, dass ein 
entsprechender Preis - insbesondere von Liegenschaftsanteilen - auch bei gleichbleibenden 
äußeren Umständen im Einzelfall jederzeit und im Besonderen kurzfristig, am Markt 
realisierbar ist. Der ausgewiesene Verkehrswert des Gutachtens versteht sich unter der 
Annahme der sofortigen Veräußerbarkeit der Liegenschaft. Des Weiteren wird darauf 
hingewiesen, dass der ermittelte Verkehrswert nur zum Bewertungsstichtag gültig ist. 

Hierdurch versichere ich die Richtigkeit vorstehender Bewertung, die ich nach vorheriger 
persönlicher Besichtigung der Liegenschaft und nach genauer Betrachtung aller Umstände 
erstellt habe. 

Graz, am 02.06.2026 

……………………………………………………………… 
 Ing. Dipl.-Ing. Dr. Josef Bernhofer 

         (Der allgemein beeidete und 
gerichtlich zertifizierte Sachverständige) 
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4 Anhang 
 
4.1  Pläne 
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4.2  Mietzinsliste 
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4.3  Mietvertrag – exemplarisch 
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4.4  Mietvertrag (Parkplatz) – exemplarisch 
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